
Was ändert sich 2024 … … bei der Rente? 
Gute Neuigkeiten: Ab dem 1. Juli 2024 sollen die Renten voraussichtlich bun-

desweit um 3,5 Prozent steigen. 
 
Reguläre Altersgrenze steigt auf 66 Jahre 
Auf 66 Jahre steigt 2024 die reguläre Altersgrenze. Dies gilt für Versicherte, 
die 1958 geboren wurden. Für diejenigen, die später geboren wurden, erhöht 
sich das Eintrittsalter in 2-Monats-Schritten weiter. 2031 ist dann die regu-
läre Altersgrenze von 67 Jahren erreicht. 
 
Die Altersgrenze für "Rente" ab 63“ steigt 
Bei der als "Rente ab 63" bezeichneten Altersrente für besonders langjährig 
Versicherte steigt die Altersgrenze für 1960 Geborene auf 64 Jahre und 4 
Monate. Für später Geborene erhöht sich das Eintrittsalter weiter, bis 2029 
die dann gültige Altersgrenze von 65 Jahren erreicht sein wird. Die ab-
schlagsfreie Altersrente für besonders langjährig Versicherte kann in An-
spruch nehmen, wer mindestens 45 Jahre in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung versichert war. Eine vorzeitige Inanspruchnahme, auch mit Abschlä-
gen, ist für diese Rentenart nicht möglich. 
 
Abschlag bei neuen "Renten für langjährig Versicherte" steigt weiter 
Wer mindestens 35 Jahre in der gesetzlichen Rentenversicherung versichert 
war, kann ab einem Alter von 63 Jahren die Altersrente für langjährig Versi-
cherte in Anspruch nehmen. Die Altersrente ist mit einem Abschlag verbun-
den. Dieser beträgt 0,3 Prozent je Monat, den die Rente vor Erreichen des 
regulären Rentenalters in Anspruch genommen wird. Da das reguläre Ren-
tenalter bis 2031 schrittweise auf 67 Jahre steigt, steigt auch der Abschlag 
bei frühestmöglicher Inanspruchnahme dieser Rente. Für Versicherte des 
Jahrgangs 1961, die im kommenden Jahr 63 werden, liegt das reguläre Ren-
tenalter bei 66 Jahren und 6 Monaten; bei einem frühstmöglichen Rentenbe-
ginn mit 63 Jahren beträgt der Abschlag 12,6 Prozent. Für Versicherte des 
Jahrgangs 1960 lag der Abschlag noch bei maximal 12,0 Prozent. 
 
Der Beitragssatz bleibt stabil 
Keine Änderung gibt es beim Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversiche-
rung. Dieser bleibt auch im kommenden Jahr stabil und beträgt weiterhin 
18,6 Prozent. 
 
Beitragsbemessungsgrenzen steigen, ... 
Die Beitragsbemessungsgrenze in der Rentenversicherung steigt 2024 in den 
alten Bundesländern von monatlich 7300 Euro auf 7550 Euro und in den 
neuen Bundesländern von monatlich 7100 Euro auf 7450 Euro. Sie bestimmt 
den Höchstbetrag, bis zu dem Arbeitseinkommen bei der Berechnung des 



Rentenversicherungsbeitrags berücksichtigt wird. Für darüber hinausgehen-
des Einkommen werden keine Beiträge gezahlt. 
In der knappschaftlichen Rentenversicherung erhöht sich die Einkommens-
grenze in den neuen Ländern auf 9200 Euro im Monat (2023: 8750 Euro/Mo-
nat). In den alten Ländern wird sie bei 300 Euro im Monat liegen (2023: 
8950 Euro). In der knappschaftlichen Rentenversicherung sind Beschäftigte 
im Bergbau versichert. Sie berücksichtigt die besondere gesundheitliche Be-
anspruchung von Bergleuten. 
 
... Bezugsgrößen ebenfalls 
Die Bezugsgröße steigt 2024 in den alten Bundesländern von 3395 Euro auf 
3535 Euro im Monat. Die Bezugsgröße (Ost) steigt in den neuen Bundeslän-
dern von 3290 Euro auf 3465 Euro im Monat. Sie hat unter anderem für die 
Beitragsberechnung von versicherungspflichtigen Selbstständigen in der Ren-
tenversicherung eine Bedeutung. 
2024 wird das letzte Jahr mit unterschiedlichen Beitragsbemessungsgrenzen 
und Bezugsgrößen für die alten und die neuen Bundesländer sein. Ab 2025 
gelten eine einheitliche Beitragsbemessungsgrenze und eine einheitliche Be-
zugsgröße in West- und Ostdeutschland. 
 
Verbesserte Absicherung bei Erwerbsminderung 
Die Höhe einer Erwerbsminderungsrente berechnet sich aus den bisher zu-
rückgelegten Versicherungszeiten. Zusätzlich werden erwerbsgeminderte 
Menschen durch die sogenannte Zurechnungszeit so gestellt, als hätten sie 
mit ihrem bisherigen durchschnittlichen Einkommen weitergearbeitet und 
Beiträge gezahlt. Dadurch erhalten sie eine höhere Rente. Seit 2019 wird der 
Umfang der Zurechnungszeit an das reguläre Rentenalter angepasst. Dieses 
steigt bis 2031 schrittweise auf 67 Jahre. Bei einem Rentenbeginn im kom-
menden Jahr endet die Zurechnungszeit daher statt mit 66 Jahren mit 66 
Jahren und 1 Monat. 
 
Hinzuverdienstgrenzen für Renten wegen Erwerbsminderung steigen  
Die Hinzuverdienstgrenzen für Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 
steigen 2024. Beim Bezug einer Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung 
ergibt sich ab Januar eine jährliche Mindesthinzuverdienstgrenze von 
37.117,50 Euro, bei Renten wegen voller Erwerbsminderung sind es 
18.558,75 Euro. 
 
Durchschnittsentgelt für Rentenpunkte 
Das Durchschnittsentgelt in der Rentenversicherung, das zur Bestimmung 
der Entgeltpunkte im jeweiligen Kalenderjahr dient, wird für das Jahr 2024 
vorläufig auf 45.358 Euro im Jahr (2022: 43.142 Euro) festgesetzt.  
 



Geplante Rentenerhöhung 
Ab dem 1. Juli 2024 sollen die Renten voraussichtlich bundesweit um 3,5 
Prozent steigen. So steht es im Entwurf des Rentenversicherungsberichts 
2023 der Bundesregierung. Die Anpassung gilt für alle Altersrenten, für Er-
werbsminderungs- und Hinterbliebenenrenten, für gesetzliche Unfallrenten 
sowie für die Renten der Landwirte aus der landwirtschaftlichen Rentenkasse. 
Die Rentenanpassung entscheidet sich endgültig wieder im nächsten Früh-
jahr, wenn die genauen Zahlen der Lohnstatistik vorliegen. 
 
Rentenanpassung von Ost und West 
Ebenfalls zum 1. Juli wird der nächste Schritt gemacht, um den Rentenwert 
Ost an den im Westen geltenden Rentenwert anzugleichen. Von derzeit 98,6 
Prozent steigt der Ost-Rentenwert dann auf 99,3 Prozent des Westwerts. 
Zum 1. Juli 2024 wird er dann weiter um 0,7 Prozentpunkte angepasst, so-
dass dann die Rente in allen Bundesländern erstmals einheitlich berechnet 
wird. So sieht es das Rentenüberleitungs-Abschlussgesetz vor, das zum 1. 
Juli 2018 den ersten Schritt zur Anpassung eingeläutet hatte. Im Gegenzug 
soll die jetzige höhere Bewertung der Löhne für die Rentenberechnung im 
Osten - ebenfalls in sieben Schritten - abgesenkt werden. Mit dieser höheren 
Bewertung wird derzeit bei der Berechnung der Renten ein Ausgleich dafür 
geschaffen, dass die Ostlöhne im Schnitt niedriger sind. 
Der aktuelle Rentenwert bestimmt, wie viel monatliche Rente Versicherte er-
halten, wenn sie für ein Kalenderjahr Beiträge aufgrund des Durchschnitts-
einkommens zahlen. Das heißt: Der aktuelle Rentenwert ist der in Euro aus-
gedrückte Wert eines Entgeltpunktes in der gesetzlichen Rentenversicherung, 
aktuell sind das 37,60 Euro im Westen und im Osten. Um die Rentner regel-
mäßig an der Lohnentwicklung in Deutschland zu beteiligen, wird der aktuelle 
Rentenwert zum 1. Juli eines jeden Jahres entsprechend angepasst. Da die 
Durchschnittseinkommen im Osten bislang unter denen im Westen liegen, 
gibt es derzeit noch den aktuellen Rentenwert (Ost), der gemäß der Lohnent-
wicklung in Ostdeutschland angeglichen wird. 
 
Steueranteil für Neurentner erhöht sich 
Wer 2024 neu in den Ruhestand geht, muss einen höheren Anteil seiner 
Rente versteuern. Ab Januar 2024 steigt der steuerpflichtige Rentenanteil 
von 83 auf 84 Prozent. Somit bleiben 16 Prozent der ersten vollen Bruttojah-
resrente steuerfrei. Bestandsrenten sind hiervon nicht betroffen. 
Der Gesetzgeber beabsichtigt, den steuerpflichtigen Rentenanteil rückwir-
kend ab 2023 nur noch in Schritten von jeweils einem halben Prozentpunkt 
zu erhöhen. Das entsprechende Gesetzgebungsverfahren ist derzeit aller-
dings noch nicht abgeschlossen. 
 
Mindest- und Höchstbeitrag für freiwillige Versicherung steigen 



Der monatliche Mindestbeitrag für die freiwillige Versicherung in der gesetzli-
chen Rentenversicherung steigt ab 1. Januar 2024 von 96,72 Euro auf 
100,07 Euro. Der Höchstbetrag steigt von 1357,80 Euro auf 1404,30 Euro im 
Monat. Freiwillige Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung können alle 
Menschen zahlen, die ihren Wohnsitz in Deutschland haben, mindestens 16 
Jahre alt sind und in der gesetzlichen Rentenversicherung nicht pflichtversi-
chert sind. 
Unter den genannten Voraussetzungen ist die Zahlung freiwilliger Beiträge 
für Deutsche mit Wohnsitz im Ausland ebenfalls möglich. Ausgeschlossen von 
der freiwilligen Versicherung sind Personen, die die Regelaltersgrenze er-
reicht haben und eine volle Altersrente beziehen. Für die freiwillige Versiche-
rung gelten in den alten und neuen Bundesländern keine Unterschiede.  
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